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Entwurf eines Ersten Gesetzes 

zur Vereinfachung des Einkommensteuergesetzes 


Anlage 1 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung 
vom 17. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 33) 
unter Berücksichtigung des Gesetzes zur Er- 
gänzung des Einkommensteuergesetzes und 
cles Körperschaftsteuergesetzes vom 20. Mai 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 302) wird wie folgt 
geändert: 

1. In 41 Abs. 1 Ziff. 2 wird die Zahl „468“ 
jeweils durch die Zahl „624“ ersetzt, 

2. In der Anlage zu § 32 und § 39 werden in 
Ziffer 4 der Grundtabellc A die Zahl „780“ 
durch die Zahl „936“ und die Zahl „468“ 
durch die Zahl „624“ ersetzt. 

Artikel II 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Einkommensteuer-Durch- 
führungsverordnung in der Fassung vom 
17. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 54), die 
Lohnsteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung vom 12. Februar 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 97) — beide Verordnungen unter Be- 


rücksichtigung der Verordnung zur Änderung 
und zur Verlängerung der Geltungsdauer 
einkonimensteuerlicher, lohnsteuerlicher .und 
körperschaftsteuerlicher Durchführungsvor- 
schriften vom 23. August 1952 (Bundesgesetz- 
bl. I S. 598) — und die Jahreslohnsteuer- 
tabelle (Anlage 2 zur Verordnung vom 
15. Mai 1950, Bundesgesetzbl. I S. 147) den 
Änderungen anzupassen, die sich aus diesem 
Gesetz ergeben. 

Artikel III 

Die Vorschriften des Artikels I sind erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 1953 
anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeits- 
lohn sind die Vorschriften des Artikels I 
erstmals für den Arbeitslohn anzu wenden, 
der für einen Lohnzahlungszeitraum geza hlt 
wird, der nach dem 31. Dezember 1952 
endet. Bel sonstigen, insbesondere einmaligen 
Bezügen sind die Vorschriften des Artikels I 
auf den Arbeitslohn anzuwenden, der dem 
Steuerpflichtigen nach dem 31. Dezember 
1952 zufließt. 

Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nacli seiner 
Verkündung In Kraft. 


Begründung 


Die vorgeschlagene Änderung des Einkom- 
mensteuergesetzes bezweckt eine Verwal- 
tungsvereinfachung, insbesondere auf dem 
Gebiet der Lohnsteuer. Die Lohnsteuerstellen 
der Finanzämter sind in den letzten Jahren 
außerordentlich stark belastet, so daß sich 
Unzuträglichkeiten im Verkehr mit den 
Steuerpflichtigen (Schlangenbildung usw.) er- 
geben haben, andererseits die Lohnsteuer- 


Außenprüfung infolge der Überlastung des 
Personals ganz in den Hintergrund treten 
mußte. Die Belastung der Lohnsteuerstellen 
beruht zu einem erheblichen Teil auf An- 
träge der Steuerpflichtigen, die die Eintra- 
gung höherer Freibeträge auf der Lohn- 
steuerkarte deshalb begehren, well ihre Son- 
derausgaben den Pauschbetrag übersteigen. 
Der derzeitige Pauschbetrag für Sonderaus- 



gaben ist durch das Gesetz zur Änderung des 
Einkommensteuergesetzes und des Körper- 
schaftstcucrgesetzes vom 29. April 1950 mit 
Wirkung ab 1. Januar 1950 auf 468 DM im 
Jahr festgesetzt v/orden. Nach Einführung 
dieses Pauschbetrags sind durch die Er- 
höhung der Gehälter und Löhne auf ver- 
schiedenen Gebieten die mit den Gehältern 
zusammenhängenden Sonderausgaben, z, B. 
Kirchensteuer und Versicherungsbeiträge, die 
durch den Pauschbetrag abgegolten wer- 
den sollen, automatisch gestiegen. Infolge- 
dessen wird der Pauschbetrag seinem Zweck, 
Anträge der Masse der Steuerpflichtigen auf 
Berücksichtigung von Sonderausgaben ent- 
behrlidi zu machen, nicht mehr gerecht. Hier- 
durch erklärt sidi ein besonderer Anstieg der 
Arbeit der Lohnstcuerstellen auf dem Gebiet 
der Sonderausgaben. Es erscheint unter diesen 
Umständen gerechtfertigt, der Entwicklung 
der V erhältnisse entsprechend eine Maßnahme 
zur Verwaltungsvereinfachung gerade auf 
dem Gebiet der Sonderausgaben zai treffen. 
Durch die vorgesclilagcne Erhöhung des 
Pauschbetrags für Sonderausgaben um 
156 DM wird ein großer Teil der bczeich- 
neten Anträge überflüssig werden. Hieraus 
ergibt sich eine entsprechende Arbeitser- 
leichrerung für die Finanzämter. 

Der Vorsdilag einer Erhöhung des Sonder- 
ausgaben-Pauschbetrags ist von sämtlichen 
Ländern ausgegangen. Es ist aus dem erwäh- 
ten Grunde der notwendigen Verwaltungs- 
vereinfachung von der Bundesregierung auf- 
genomnien worden, die dabei gewisse Be- 
denken für den Kapitalmarkt im weiteren 
Sinne (geringerer Anreiz zum Abschluß von 
Bausparkassen- und Lebensversicherungsver- 
trägen) und auch den zu erwartenden Haus- 
haltsausfall ln Kauf nehmen will. 

Eine Erhöhung des Sonderausgaben-Pausch- 
betrags über den vorgesehenen Betrag hinaus 
kann von der Bundesregierung nicht in Be- 
tracht gezogen werden. Eine solche Erhöhung 
würde einmal die kapitalmarktmäßigcn Be- 
denken in einem unerträglichen Maße ver- 
stärken, würde nach den in verschiedenen 
Ländern und vom Bund durchgeführten Be- 
rechnungen auch nur noch in verhältnismäßig 
geringem Maße zu einer zusätzlidien Ver- 
waltungsvereinfachung beitragen und audi 
haushaltsmäßig nicht mehr vertretbar sein. 

Zur Frage der haushaltsmäßigen Behandlung 
sind für die Bundesregierung im einzelnen 
folgende Gesichtspunkte maßgebend; 


Der durch die vorgesehene Erhöhung des 
Pauschbetrags für Sonderausgaben bedingte 
Steuerausfall wird (ohne Berlin) auf etwa 
120 MilL DM jährliA geschätzt. Da die Än- 
derung des Einkommensteuergesetzes am 
1. Januar 1953 wirksam werden wird und die 
Im Monat März einbehaltene Lohnsteuer am 
10. April 1953 an die Finanzkassen abzu- 
führen ist, mithin erst in den Einnahmen des 
Rechnungsjahres 1953 sich auswirkt, entfällt 
auf das laufende Rechnungsjahr ein Steuer- 
ausfall für Bund und Länder (ohne Berlin) 
von insgesamt rd. 20 MilL DM. An diesem 
Einnahmeausfall ist der Bund nach § 1 des 
Gesetzes über die Inanspruchnahme eines 
Teils der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer durch den Bund Im Rechnungs- 
jahr 1952 vom 25. Juli 1952 (BGBl. I S. 389) 
— Inanspruchnahmegesetz — mit 37 v. H. 
beteiligt. Der Anteil des Bundes an dem 
Steuerausfall erhöht sich voraussiclitlidi durch 
die im § 2 Abs. 1 des Inanspruchnahme- 
geserzes geregelte Garantie. Nach dieser Be- 
stimmung wird im Rechnungsjahr 1952 
jedem Lande zu Lasten des Bundes ein gegen- 
über dem Rechnungsjahr 1951 um 5 v. H. 
erhöhtes Aufkommen am Einkommensteuer 
und Körperschaftsteuer zugesichert. Ob und 
in welchem Umfang die Garantie wirksam 
und durch den Lohnsteil erausf all von schät- 
zungsweise 20 MilL DM beeinflußt werden 
wird, ist von der Entwicklung des Auf- 
kommens an Einkommensteuer und KÖrper- 
sdiaftsteuer in den einzelnen Ländern und 
ferner davon abhängig, wie sich die Erhöhung 
des Pauschbetrages für Sonderausgaben auf 
das Aufkommen an Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer in den einzelnen Ländern 
auswirken wird. Die Entwicklung des Auf- 
kommens an Einkommensteuer und Körper- 
schaftsteuer im Rechnungsjahr 1952 läßt sich 
noch nicht mit hinreichender Wahrschein- 
lichkeit überblicken, um den Anteil des Bun- 
des an dem durdi die Erhöhung des Pausch- 
betrages für Sonderausgaben bedingten Steu- 
erausfall ermitteln zu können. Immerhin 
läßt sich schon jetzt feststcllen, daß der in- 
folge der Erhöhung des Pauschbetrages für 
Sonderausgaben ein treten de Lohnstcucraus- 
fall mit etwa 9,6 MilL DM (37 v. H. von 
20 MilL DM = 7,4 MilL DM - 2,2 MilL DM 
Infolge der Garantie) auf den Bund entfallen 
wird, falls das Aufkommen an Einkommen- 
steuer und Körpcrsdiafcsteucr Im übrigen 
den Voranschlag von (10 250 — 20 
10 230 MilL DM (ohne Berlin) erreicht. Der 
Einnahmeausfal! des Bundes wird sich durch 
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die Einbeziehung Berlins voraussichtlich um 
1,2 Mill. DM, ferner möglicherweise auch 
dadurch erhöhen, daß das Aufkommen an 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer — 
abgesehen von dem durch die Erhöhung des 
Pauschbetrages bedingten Steuerausfall — 
den Voranschlag nicht erreicht. 

Die Bundesregierung hat sich gleichwohl — 
wenn auch nicht ohne Bedenken — ent- 
schlossen, diesen Einnahmeausfall ohne Dek- 
kungsvorlage hinzunehmen. Das ist ge- 
schehen, um die erforderliche Verwaltungs- 
vereinfachung bei der Lohnsteuer schon ab 
1. Januar 1953 sicherzustellen und weil sich 
die durch die Erhöhung des Pausfhbetrages 
für Sonderausgaben zu erwartende Minde- 
rung des Aufkommens an Einkommensteuer 


und Körperschaftsteuer in Grenzen hält, die 
bei Steuerschätzungen ohnehin berücksichtigt 
werden müssen. 

Der Entschluß der Bundesregierung, von einer 
Deckungsvorlage abzusehen, beruht aber auf 
der Voraussetzung, daß es bei der Erhöhung 
des Pauschbetrages für Sonderausgaben um 
höchstens 156, — DM jährlich verbleibt. Einer 
Ausweitung dieser Maßnahme könnte die 
Bundesregierung nach den Artikeln 110 und 
113 des Grundgesetzes nur zustimmen, wenn 
zugleich ein Deckungsvorschlag vorgelegt und 
eine Auswirkung des Steuerausfalls auf die 
im § 2 Abs. 1 des Inanspruchnahmegesetzes 
geregelte Garantie ausgeschlossen werden 
würde. 


Anlage 2 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 26. September 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 20. September 1952 — 6 — 52 200 
— 2416/52 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 92. Sitzung am 26. September 1952 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Ersten Gesetzes 
zur Vereinfachung des Einkommens teuer ge setz es 

die folgenden Änderungen vorzuschlagen: 

1. Die übliche Berlin-Klausel ist als Artikel IV einzufügen: 

„Artikel IV 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin.“ 

2. Der bisherige Artikel IV wird Artikel V. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Art. 105 
Abs. 3 in Verbindung mit Art. 78 GG seiner Zustimmung bedarf. 

Dr. Reinhold Maier 
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